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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 10.—— 


(Nr. 3967.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. Maͤrz 1854., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Luckau bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Calau. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Chauſ⸗ 
ſee von Luckau bis zur Kreisgrenze in der Richtung auf Calau Seitens des 
Luckauer Kreiſes genehmigt 11 5 beſtimme Ich hierdurch, daß das Expro⸗ 
priationsrecht fuͤr die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen 
das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau- und Unterhaltungs- Materialien, 
nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf 
dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem Kreiſe gegen 
Uebernahme der Fünftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗ 
Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs „einſchließlich der in demſel⸗ 
ben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die 
Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem 
Chauffeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen we⸗ 
gen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 

Der gegenwartige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 6. März 1854. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fur Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 0 5 . 


Jahrgang 1854, (Nr. 3967-3968.) 17 (Ir. 3968.) 
Ausgegeben zu Berlin den 14. April 1854. 
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(Nr. 3968.) Geſetz wegen Verzollung des auslaͤndiſchen Syrups. Vom 13. Maͤrz 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
s Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, nachdem unter den Regierungen der Zollvereins-Staaten eine wei— 
tere Vereinbarung uͤber die Ausfuͤhrung der Verabredungen wegen Verzollung 
des auslaͤndiſchen Syrups getroffen worden iſt, unter Zaſtmmung der Kam⸗ 
mern, was folgt: 


H. 1. 


Der durch die Verordnung vom 11. Juni 1853. (Geſetz⸗-Sammlung 
Seite 441.) fuͤr den Zeitraum vom 1. Januar 1854. bis Ende Auguſt 1855. 
vorgeſchriebene Zollſatz von zwei Thalern für. den Zentner auslaͤndiſchen Sy⸗ 
rups ſoll nur auf gewoͤhnlichen Syrup, d. h. auf ſolchen angewendet werden, 
welcher nach dem Ergebniß der dieſerhalb von der Steuerbehoͤrde vorzuſchrei⸗ 
benden Ermittelungen kryſtalliſirbaren Zucker gar nicht oder nur in geringer 
Menge enthaͤlt. 

Der nicht zur Verzollung nach dem vorgedachten Satze geeignet befun⸗ 
dene Syrup ſoll mit dem Eingangszolle von vier Thalern fuͤr den Zentner 
belegt werden. 


F. 2. 
Dieſe Anordnung ſoll auf alle ſeit dem 1. Januar 1854. bereits bewirk⸗ 
ten Verzollungen zur Anwendung gebracht werden. 
H. 3. 


a Unſer Finanzminiſter iſt mit der Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen Geſetzes 
beauftragt. i N 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. ö 
Gegeben Berlin, den 13. Maͤrz 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
ee v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 


(Ir. 3969.) 
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(Nr. 3969.) Geſetz, betreffend die Zulaſſung von Auslaͤndern zur Eingehung einer Ehe in 
5 den Königlich Preußiſchen Staaten. Vom 13. Maͤrz 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
5 Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen, unter Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


H. 4. 


Auslaͤnder, welche in Unſeren Staaten mit einer Inlaͤnderin oder Aus⸗ 
laͤnderin eine Ehe ſchließen wollen, haben, neben der Erfuͤllung der ſonſtigen 
geſetzlichen Erforderniſſe, durch ein gehörig beglaubigtes Atteſt der Ortsobrig⸗ 
keit ihrer Heimath nachzuweiſen, daß ſie nach dortigen Geſetzen, unbeſchadet 
ihrer Staatsangehoͤrigkeit, zur Eingehung einer Ehe im Auslande befugt ſind, 
oder die nach dieſen Geſetzen etwa erforderliche Erlaubniß zu der beabſichtigten 
Ehe erhalten haben. 


§. 2. 
Unſere Miniſter der Juſtiz, der geiſtlichen ꝛe. Angelegenheiten und des 
Innern ſind ermaͤchtigt, ſowohl in einzelnen Faͤllen, als, mit Ruͤckſicht auf die 


Geſetzgebung einzelner Staaten, fuͤr die Angehoͤrigen derſelben uͤberhaupt die 
Beibringung eines ſolchen Atteſtes (H. 1.) zu erlaſſen. 


F. 3. 


Geiſtliche oder Civilſtandsbeamte, welche bei Schließung der Ehe eines 
Auslaͤnders amtlich mitwirken, ohne daß ihnen das erforderliche Atteſt (§. 1.) 
vorgelegt worden, ſollen, wenn die Beibringung deſſelben nicht erlaſſen ift ($. 2.), 
mit Geldbuße bis zu Einhundert Thalern beſtraft werden. 


$ 4. 
> Die Verordnung vom 28. April 1841. (Geſetz- Sammlung S. 121.) 
iſt aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 13. Maͤrz 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
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(Nr. 3970.) Konzeſſtons- und Beſtaͤtigungs-Urkunde für die Muͤlheim⸗Eſſener Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. Vom 13. Maͤrz 1854. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem zur Herſtellung einer für den Betrieb mit Pferden einzurich- 
tenden Eiſenbahn von der Zeche Graf Beuſt bei Eſſen bis zu der Pferde— 
Eiſenbahn von der Zeche Sellerbeck nach Muͤlheim a. d. R. eine ih lers 
ſchaft unter der Firma: Mülheim - Effener Eiſenbahngeſellſchaft, ſich gebildet, 
wollen Wir zum Bau und Betrieb der vorerwaͤhnten Eiſenbahn, ſowie der 
beabſichtigten Zweigbahnen nach den Zechen: Zollverein, Helena und Ama⸗ 
lia, Conſtantin und Carolus Magnus, Vereinigte Hagenbeck und 
Wolfsbank hierdurch Unſere landesherrliche Genehmigung mit der Maaß⸗ 
gabe ertheilen, daß die Ertheilung der Genehmigung zur Anlage einer fuͤr den 
Betrieb mit Lokomotiven einzurichtenden Eiſenbahn in der oben angegebenen 
Richtung vorbehalten bleibt, ſofern eine Einigung uͤber die Erwerbung der 
Pferde-Eiſenbahn Seitens der betreffenden Unternehmer nicht ſtattfindet, und 
daß fuͤr die Ausfuͤhrung der Zweigbahnen von den Unternehmern die Konzeſſion 
Unſers Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten beſonders nach— 
zuſuchen iſt. Auch wollen Wir das Uns vorgelegte, am 20. Januar 1854. 
notariell vollzogene Geſellſchaftsſtatut mit der Maaßgabe, daß die nach H. 13. 
mit den Unternehmern des Betriebs zu vereinbarenden ſpeziellen Bedingungen 
der Genehmigung Unſers Miniſters für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar— 
beiten beduͤrfen, hiemit beſtaͤtigen, indem Wir zugleich beſtimmen, daß die in 
dem Geſetze uͤber die Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. ent⸗ 
haltenen Vorſchriften über die Expropriation, ſowie die Beſtimmungen des Ge⸗ 
ſetzes vom 30. Mai 1853. uͤber die von den Eiſenbahnen zu entrichtende Ab⸗ 
gabe auf die Eingangs erwaͤhnte Bahn, ſowie auf die oben bezeichneten Zweig⸗ 
bahnen Anwendung finden. 

Dieſe Genehmigungs- und Beſtaͤtigungs-Urkunde iſt mit dem Statut 
durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Maͤrz 1854. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 
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Statut 


der ? 


Mülheim + Effener Eifenbahn - Gefellichaft. 


Titel I. 


Allgemeine Beſtimmungen. 


H. 1. 


Auf Grundlage der Geſetze vom 3. November 1838. und vom 9. November 
1843. wird eine Aktiengeſellſchaft errichtet unter der Firma: „Muͤlheim⸗ 
Eſſener Eiſenbahngeſellſchaft“ und mit dem Domizil Muͤlheim an der 
Ruhr. N 


H. 2. 


Zweck der Geſellſchaft ſind die Erbauung und Ausbeutung einer doppel⸗ 
geleiſigen Pferde-Eiſenbahn fuͤr den Transport von Guͤtern, vornaͤmlich aber 
von Kohlen des Eſſener Reviers bis in den Muͤlheimer Hafen unter Mit⸗ 
benutzung der von der Zeche Vereinigte Sellerbeck bereits erbauten Pferde 
Eiſenbahn. 


H. 3. 


Die zu erbauende Eiſenbahn beginnt bei der Zeche Graf Beuſt bei Eſſen 
und endigt unweit der Zeche Vereinigte Sellerbeck im Anſchluß an die von 
hier nach dem Muͤlheimer Hafen bereits erbaute Pferde⸗Eiſenbahn. 

Von dieſer Bahn ſollen Zweigbahnen nach den Zechen 


1) Zollverein, N 
2) Helene und Amalia, 
3) Konſtantin und Karolus Magnus, 
4) Vereinigte Hagenbeck, und 

5) Wolfsbank 


gefuͤhrt werden. | 


Hinſichtlich der Anſchluͤſſe weiterer Zweigbahnen gelten die Beſtimmungen 
des §. 45. des Geſetzes vom 3. November 1838. a 
\ Der Bau dieſer Zweigbahnen erfolgt nicht auf Rechnung der Geſellſchaft, 
ſondern wird von den Gewerkſchaften der genannten Zechen fuͤr eigene Rech⸗ 
nung ausgefuͤhrt. 
Abweichungen von der Veranſchlagslinie im Intereſſe einer beſſe⸗ 
ren Fuͤhrung der Hauptbahn oder der Zweigbahnen ſind nach vorher einge⸗ 
(Nr. 3970.) holter 


v 


„ 


holter Genehmigung des Miniſteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten zulaͤſſig. 


Titel II. 


[3 


Ra era. 
$. 4. 


Das Kapital zur Ausführung der in H. 3. bezeichneten Hauptbahn wird 
auf Einhundert und achtzigtauſend Thaler Preußiſch Kurant feſtgeſetzt, und 
durch achtzehnhundert Stuͤck auf den Namen des Inhabers lautende Aktien, 
jede im Betrage von Einhundert Thaler, aufgebracht. 

Dieſe Aktien zerfallen in Eintauſend Stuͤck Stammaktien, bezeichnet mit 
Litt. A,, und achthundert Prioritaͤts-Stammaktien, bezeichnet mit Litt. B. Die den 
letzteren vorbehaltenen beſonderen Vorrechte beſtimmt H. 19. 


29: 
Die Einzahlung der Aktien erfolgt bei der Geſellſchaftskaſſe in Muͤlheim 


an der Ruhr auf eine von der Direktion erlaſſene Aufforderung in Raten von 
hoͤchſtens zwanzig Prozent. Die Aufforderung erfolgt mindeſtens vierzehn Tage 
21 dem Termin der Einzahlung durch die in H. 34. bezeichneten öffentlichen 
Blaͤtter. i 

Uuoeber die Ratenzahlungen werden Quittungsbogen auf den Namen des 
Inhabers ausgefertigt und dieſe bei der letzten Zahlung gegen die Aktiendoku⸗ 
mente ausgewechſelt. Die erſte Ratenzahlung von zehn Prozent wird gleich- 
zeitig von den Inhabern der Aktien Litt. A. und Litt. B. erhoben. Alsdann 
werden weitere dreißig Prozent auf die Aktien Litt. 4. ausgeſchrieben und erſt, 
wenn dieſe eingezahlt ſind, finden auch die ferneren Aus ſchreibungen auf die 
Aktien Litt. B. ſtatt. Den Inhabern der Aktien Litt. B. iſt es jedoch auch 
geſtattet, zu den fuͤr die Aktien Litt. A. ausgeſchriebenen Terminen die Zahlun- 
gen zu leiſten und wird ihnen in dieſem Falle bei Entrichtung der letzten Rate 
eine Verguͤtung von vier und ein halb Prozent Jahreszinſen fuͤr die Zeit der 
Vorauszahlung in Anrechnung gebracht. 


H. 6. 


Wer die Einzahlungen auf die Aktien nicht innerhalb der im H. 5. be 
zeichneten Friſt leiſtet, hat fuͤr den nachherigen Zeitraum bis zur wirklichen Ein⸗ 
zahlung fünf Prozent Zinſen von dem. Betrage der ruͤckſtaͤndigen Zahlung zum 
Vortheil der Geſellſchaft zu verguͤten. Wenn innerhalb zweier Monate nach 
einer erneuerten oͤffentlichen Aufforderung die Zahlung noch immer nicht erfolgt, 
ſo iſt die Direktion berechtigt, die bis dahin gezahlten Raten als verfallen und 
die durch die Ratenzahlung ſowie durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem 
Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien fuͤr abiche zu 

erklaͤ⸗ 
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erklaͤren. Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt nach Beſchluß der Direktion durch die 
in H. 34. bezeichneten öffentlichen Blatter unter Angabe der Nummern der 
Quittungsbogen, die gleichzeitig für null und nichtig erklärt werden. 

An die Stelle der auf dieſe Weiſe ausſcheidenden Aktionaire koͤnnen von 
der Direktion neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. Dieſelbe iſt aber auch 
berechtiget, fo lange die erſten Aktienzeichner nicht ihrer Verhaftung entlaſſen 
find, die fälligen Einzahlungen gegen dieſelben gerichtlich einzuklagen. 


. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welcher 
Benennung es auch ſei, zu Zahlungen nicht verpflichtet. ; 

Anleihen duͤrfen ohne Beſchluß der Generalverſammlung und ohne Ge⸗ 
nehmigung des Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
nicht kontrahirt werden. Voruͤbergehende Benutzung von Kredit bei Banquiers 
gehort indeſſen nicht unter den Begriff ſolcher Anleihen. 


H. 8. 


Die Aktiendokumente werden nach dem sub A. anliegenden Schema aus⸗ 
e, und muͤſſen von dem Direktor und zwei Deputirten unterzeichnet ſein. 


H. 9. 


Die Uebertragung von Quittungsbogen oder Aktien erfolgt durch ſchrift⸗ 
liche Anzeige des Cedenten und Ceſſionars an die Direktion der Geſellſchaft. 
Die Richtigkeit einer Ceſſion zu pruͤfen iſt die Geſellſchaft zwar berechtigt, aber 
nicht verpflichtet. 


H. 10. 


a Der urſpruͤngliche Zeichner wird weder durch Ceſſion noch durch Kadu⸗ 
zirung ($. 6.) von der Verhaftung für den vollen Nominalbetrag feiner Aktien 
entbunden. Jedoch hat die Direktion das Recht, ihn auf ſeinen Antrag von 
fernerer Verpflichtung zu entlaſſen, ſobald vierzig Prozent voll eingezahlt ſind. 


H. 11. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Quittungsbogen, Dividen⸗ 
denſcheine oder Aktien mortifizirt werden, ſo erlaͤßt die Direktion dreimal 
in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens vier Monaten eine Öffentliche Aufforderung, 
jene Dokumente einzuliefern, oder die etwaigen Rechte daran geltend zu machen. 
Sind zwei Monate nach der letzten Aufforderung die Dokumente nicht einge⸗ 
liefert, oder Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo wird die Amortiſation 
von dem betreffenden Gerichte, auf Antrag der Direktion, orögefprochen. - Die 
Direktion fertigt demnaͤchſt an Stelle der mortifizirten Dokumente neue aus. 
Die Koſten dieſes Verfahrens fallen den Betheiligten zur Laſt. 

(Ar. 89700 S. 
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F. 12. 


Saͤmmtliche auf die Aktien geleiſteten Einzahlungen werden waͤhrend der 
Bauzeit bis zum Schluſſe des Jahres, in welchem die ganze Bahn in Betrieb 
geſetzt wird, mit vier und ein halb Prozent jaͤhrlich verzinſt. 

Die Zinſen werden dem Kapital entnommen, ſoweit ſie nicht durch den 
bis zu jenem Zeitpunkt aus dem Betrieb aufkommenden Ertrag gedeckt werden. 


Titel III. 
Betrieb der Bahn. 


§. 13. 


Den Betrieb der Bahn uͤbernimmt die Geſellſchaft nicht auf eigene Rech⸗ 
nung, ſondern uͤberlaͤßt denſelben gegen Entrichtung eines Bahngeldes (H. 14.) 
und unter den ſpeziell zu vereinbarenden Bedingungen, allen Gewerkſchaften, 
Korporationen oder Privaten, welche die Bahn zum Transport benutzen wollen. 


$. 14. 


Der Betrag des normalen Bahngeldes wird fuͤr Befahrung der ganzen 
Laͤnge der Bahn auf beſtimmte Perioden durch die Generalverſammlung mit 
Genehmigung des Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
feſtgeſetzt. Das Bahngeld für Befahrung kuͤrzerer Strecken der Bahn wird 
nach jenem Normalſatz im Verhaͤltniß der durchfahrenen Strecke berechnet, 
wobei jedoch der fuͤr Einhundert Scheffel Kohlen oder Einhundert Zentner 
ſonſtiger Guͤter zu entrichtende Betrag auf Viertel Silbergroſchen abzurunden 
iſt, und zwar ſo, daß kleinere uͤberſchießende Betraͤge fuͤr einen vollen Viertel 
Silbergroſchen gerechnet werden. f 

Die von der Geſellſchaft an die Gewerkſchaft der Zeche Vereinigte Seller⸗ 
beck fuͤr Mitbenutzung ihrer Bahn zu entrichtende Steuer wird den nach vor⸗ 
erwaͤhnten Grundſaͤtzen fuͤr die Befahrung der Muͤlheim-Eſſener Eiſenbahn 
mit jeder einzelnen Gewerkſchaft, Korporation oder Privatperſon vereinbarten 
Saͤtzen gleichmaͤßig zugeſchlagen und damit zugleich erhoben. 

N Jede Herabſetzung dieſer Steuer, welche die Geſellſchaft ſpaͤterhin mit 
der Gewerkſchaft gedachter Zeche vereinbaren moͤchte, kommt ſofort auch den 
Transport⸗Unternehmern der Muͤlheim⸗Eſſener Eiſenbahn zu gut. 


5 H. 15. 


Das Bahngeld darf für Nicht-Aftionaire, die die Bahn benutzen wollen, 
nicht hoͤher geſtellt werden, als fuͤr Aktionaire. 


H. 16. 
Die Transport⸗Unternehmer, welche die Bahn benutzen, ſind gehalten, 
5 die 


— 129 — 


die Vorſchriften eines von der Direktion zu erlaſſenden Betriebreglements genau 
zu beachten, auch ſich allen bahnpolizeilichen Beſtimmungen zu fuͤgen, wobei 
ihnen jedoch der Rekurs an das Königliche Eiſenbahn-Kommiſſariat in Coͤln 
vorbehalten bleibt. 5 


Titel IV. 
Ermittelung und Verwendung des Ertrags. 


§. 17. 


Innerhalb der erſten drei Monate eines jeden Geſchaͤftjahrs wird von 
der Direktion eine Bilanz des Geſellſchaftsvermoͤgens gezogen, in welcher die 
Ausgaben und Einnahmen, nach den verſchiedenen Hauptgattungen geſondert, 
aufzufuͤhren ſind. 


H. 18. 


Der Reinertrag wird folgendermaßen ermittelt: 


a) Aus dem Brutto⸗Einkommen des Unternehmens werden die Verwaltungs⸗, 
Unterhaltungs: und Betriebskoſten, ſowie alle ſonſtigen das Unternehmen 
belaſtende Ausgaben, darunter auch die den Mitgliedern der Direktion 
und den Beamten zu gewaͤhrenden Gehaͤlter, Remunerationen oder Ent⸗ 
ſchaͤdigungen beſtritten. N 

p) Sodann wird behufs der Bildung eines Reſervefonds zur Beſtreitung 

der Koſten der Erneuerung des Oberbaues und des Inventariums, ſo— 

wie zur Deckung der in außerordentliche Faͤllen erforderlichen Auslagen, 
ein von der Generalverſammlung zu beſtimmender Betrag vorweg genom⸗ 
men. Dieſer Betrag ſoll nicht unter zweitauſend Thaler bleiben; ſobald 
jedoch die angeſammelte Summe auf zwanzigtauſend Thaler gebracht iſt, 
können nach dem Ermeſſen der Generalverſammlung und mit Zuſtimmung 
des Königlichen Miniſteriums für Handel, Gewerbe und oͤffentliche Ar⸗ 
beiten die ferneren Zuſchuͤſſe verringert oder ganz ſiſtirt werden. Der 

Staatsregierung bleibt uͤberhaupt die Befugniß, die Beitraͤge zum Re⸗ 

ſervefonds noͤthigenfalls auch abweichend von den Beſchluͤſſen der Gene- 

ralverſammlung feſtzuſetzen. ; 
Der Reſervefonds wird getrennt verwaltet und die Zinſen zum 

Kapital geſchlagen. 

Der nach Abzug der unter a. und b. gedachten Beträge ſich er ebende 

Reſt bildet den wirklichen Reinertrag, den das Unternehmen gewaͤhrt hat. 


C 


— 


H. 19. 


Der nach H. 18. c. ſich ergebende Reinertrag wird, den Beſchluͤſſen der 
Generalverfommlung gemäß, als Dividende unter die Aktionaire gleichmaͤßig 
Jahrgang 1854, (Nr. 3970.) 18 ver⸗ 
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vertheilt, mit der Maaßgabe jedoch, daß, wenn der Reinertrag eines Jahres 
nicht ausreichen ſollte, um auf alle Aktien eine Dividende von vier ein halb 
Prozent zu gewähren, derſelbe bis zur Höhe dieſes Prozentſatzes zunaͤchſt auf 
die Prioritaͤts-Stammaktien Litt. B. vertheilt wird. a 


H. 20. 


Die Auszahlung der Dividende erfolgt gegen Ruͤckgabe der nach dem 

Schema Anlage B. ausgefertigten Dividendenſcheine an der Geſellſchaftskaſſe zu 

„Muͤhlheim a. d. Ruhr, jedoch nicht eher, als bis dem Miniſterium fuͤr Handel, 

Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten der Ausweis vorgelegt worden iſt, daß ſolche 

den geſetzlichen und ſtatutmaͤßigen Beſtimmungen entſprechend feſtgeſtellt worden 

war. Wegen der Dividendenzahlungen wird die Direktion jährlich die erforder⸗ 

lichen öffentlichen Bekanntmachungen durch die im H. 34. bezeichneten oͤffent⸗ 
lichen Blaͤtter erlaſſen. 


H. IA: 


Die Dividenden, welche nicht innerhalb vier Jahren, vom Verfalltage an 
gerechnet, in Empfang genommen worden ſind, verfallen der Geſellſchaft; je⸗ 
doch muß vorher eine zweimalige oͤffentliche Aufforderung zur Empfangnahme 
in Zwiſchenraͤumen von wenigſtens Einem Jahre durch die Direktion erlaſſen 
worden fein. Dieſe hat ſodann die fraglichen Dividendenſcheine oͤffentlich für 
werthlos zu erklaͤren. 


Titel V. 
Verwaltung. 
§. 22. 
Die Verwaltungsorgane der Geſellſchaft ſind: 


a) die Direktion; i 
b) die Generalverſammlung. 


A. Direktion. 


H. 23. 


Die Direktion beſteht aus dem Direktor und vier Deputirten, deren einer 
den Direktor in Verhinderungsfaͤllen vertritt. 

Die Direktionsmitglieder werden von der Generalverſammlung durch ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit gewaͤhlt, und zwar der Direktor auf fuͤnf, die Depu⸗ 
tirten auf drei Jahre. Die Ausſcheidenden ſind wieder waͤhlbar. Erledigt ſich 
innerhalb einer Wahlperiode die Stelle eines Direktionsmitgliedes, ſo nimmt 
die naͤchſte Generalverſammlung die Erſatzwahl fuͤr den Reſt der Wahl⸗ 
periode vor. ö 2 

x er 
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Der Direktor erhaͤlt einen beſtimmten Gehalt; die Deputirten dagegen 
beziehen Remunerationen, die jährlich auf Vorſchlag der Pruͤfungskommiſſion 
(F. 32. C.) von der Generalverſammlung nach dem Verhaͤltniß der gehabten 
Bemuͤhungen feſtgeſetzt werden. 


H. 24. 


Die Direktion hat die Leitung der Geſchaͤfte und Angelegenheiten der 
Geſellſchaft innerhalb der durch gegenwaͤrtiges Statut gezogenen Grenzen und 
Formen, mit Ausnahme jedoch derjenigen Befugniſſe, welche nach H. 32. der 
Generalverſammlung der Aktionaire vorbehalten ſind. Der Direktor fuͤhrt den 
Vorſitz. Er erledigt die laufenden Geſchaͤfte und vertritt die Geſellſchaft Drit⸗ 
ten gegenuͤber, wobei er ſich erforderlichenfalls durch ein auf Grund der Wahl⸗ 
verhandlungen auszufertigendes notarielles Atteſt legitimirt. Er zeichnet Na⸗ 
mens der Geſellſchaft, jedoch iſt die Mitunterſchrift eines Deputirten fuͤr Ver⸗ 
fuͤgungen, Vollmachten und Vertraͤge erforderlich, die aus den Beſchluͤſſen der 
Generalverſammlungen hervorgehen. 1 beduͤrfen Wechſel, Quittun⸗ 
gen und Zahlungsanweiſungen über den Betrag von Einhundert Thaler hin⸗ 
aus, ferner alle uͤber den Bau und die kuͤnftige Benutzung der Bahn zu ſchlie⸗ 
ßenden Kontrakte, ſowie die Anſtellungsvertraͤge der Geſellſchaftsbeamten der 
Mitunterſchrift eines Deputirten. f 98 


F. 25. 


Ruͤckſichtlich der Beziehungen der Geſellſchaft zum Staate iſt die Direk⸗ 
tion an Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen nicht gebunden. 


B. Generalverſammlung. 


H. 26. 


Eine ordentliche Generalverſammlung findet alljaͤhrlich am letzten Dien⸗ 
ſtag des Monats Mai in Muͤlheim a. d. Ruhr ſtatt. ; 

Die Einladung erfolgt vierzehn Tage vorher durch die Direktion, und 
zwar durch die in $. 34. bezeichneten Blätter. 


L. 27. 


Außerordentliche Generalverſammlungen beruft die Direktion in gleicher 
Weiſe, wie die ordentlichen Verſammlungen, jedoch genuͤgt es in dringenden 
Faͤllen, wenn die Bekanntmachung auch nur vier Tage vorher erfolgt. 

Die Direktion iſt verpflichtet, eine Generalverſammlung zu berufen, ſo⸗ 
bald die Beſitzer von mindeſtens Ein Viertel der Aktien darauf antragen. 
Weigert ſie ſich, dieſer Verpflichtung nachzukommen, ſo ſteht den Antragſtellern 
das Recht der Berufung einer außerordentlichen Generalverſammlung zu. 


H. 28. 


Antraͤge auf Abaͤnderung der Statuten oder auf Auflöfung der Geſell⸗ 
(Nr. 39700 18 * ſchaft, 
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ſchaft, die von Aktionairen ausgehen, muͤſſen mindeſtens vier Wochen vor einer 
Generalverſammlung bei der Direktion eingereicht werden. Des Inhaltes ſol— 
cher Antraͤge, ſie moͤgen von einem Aktionair oder vom Verwaltungsrathe 
ausgehen, iſt in der zu veroͤffentlichenden Einladung zur Generalverſammlung 


ſpeziell zu erwaͤhnen. 


H. 29. 


Zur Theilnahme an der Generalverſammlung iſt jeder Aktionair berech⸗ 
tigt, welcher als ſolcher mindeſtens vier Wochen vorher in die Geſellſchafts— 
bücher eingetragen worden iſt. Auf Verlangen ertheilt die Direktion eine Be— 
ſcheinigung über die erfolgte Einſchreibung. Für Aktienrechte, auf welche faͤl⸗ 
lige Ratenzahlungen ruͤckſtaͤndig ſind, findet keine Vertretung auf der General— 
verſammlung ſtatt. 


Ein Aktionair kann andere Aktionaire auf der Sean de eg ver⸗ 
treten, jedoch unter der im F. 30. feſtgeſetzten Beſchraͤnkung der Stimmbefug— 
niß. Die betreffenden Vollmachten ſind der Direktion vor der Generalver— 
ſammlung vorzulegen. Vollmachten unter Privatunterſchrift ſind nur dann 
guͤltig, wenn der Inhaber gleichzeitig die betreffenden Aktiendokumente oder 
Quittungsbogen vorzeigt. i ö 

Handlungshaͤuſer koͤnnen ſich durch ihre Prokuratraͤger, Minderjaͤhrige 
durch ihre Vormuͤnder, Frauen durch ihre Ehemaͤnner vertreten laſſen, auch 
wenn dieſe Perſonen keine Aktionaire ſind. . 5 : 

Gemeinden, öffentliche Inſtitute, Korporationen oder Gewerkſchaften 
werden durch ihre geſetzlichen reſp. ſtatutariſchen Repraͤſentanten vertreten. In 
Faͤllen, wo eine ſolche Repraͤſentation bei einem Kollegium beruht, deputirt 
daſſelbe zu feiner Vertretung in der Generalverſammlung ein Mitglied, wel- 
chem zu dem Ende entweder fuͤr die Theilnahme an einer einzelnen Verſamm⸗ 
lung, oder auf unbeſtimmte Zeit eine Vollmacht ausgeſtellt wird. 


$. 30. 


Das Recht des Stimmens beruht auf denjenigen Aktionairen, welche 
fuͤnf oder mehr Aktien beſitzen. f 

Bis zu Einhundert Aktien geben je fuͤnf, daruͤber hinaus je zehn Aktien 
Eine Stimme, mit der Beſchraͤnkung jedoch, daß ein Einzelner, auch in der 
doppelten Eigenſchaft als Aktionair und als Bevollmaͤchtigter, nicht mehr als 
dreißig Stimmen in ſeiner Hand vereinigen kann. 


H. 31. 


Die Generalverſammlung faßt ihre Beſchluͤſſe und vollzieht alle Wahlen 
mit abſoluter Stimmenmehrheit. Ausnahmsweiſe iſt eine Majoritaͤt von zwei 
Drittheilen der Stimmen erforderlich, wenn es ſich um Abaͤnderung der Sta⸗ 
tuten (F. 32. j.) und um Feſtſtellung des Bahngeldes (F. 32. d.) handelt. Die 

For⸗ 
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Formen der Beſchlußfaſſung für den Fall einer Auflöfung der Geſellſchaft be⸗ 
ſtimmt H. 35. 8 ; 


F. 32. 


Die Generalverſammlung hat folgende Befugniſſe: 


a) Sie wählt nach den Beſtimmungen des $. 23. den Direktor und die 
Deputirten und ſetzt deren Gehalt, beziehungsweiſe Remunerationen 


feſt. 

b) Sie kreirt nach erfolgter Vollendung der Bahn die Beamtenſtellen und 
beſtimmt die Hoͤhe der Gehaͤlter und Remunerationen der Beamten; die 
Beſetzung der Stellen ſteht jedoch der Direktion zu. > 

c) Sie wählt jährlich eine Kommiſſion von drei Mitgliedern, welche die 
von der Direktion aufzuſtellende Bilanz des laufenden Jahres und den 
Rechenſchaftsbericht, nebſt den Betriebs⸗ und Finanzplaͤnen fuͤrs folgende 
Geſchaͤftsjahr zu pruͤfen und der naͤchſten ordentlichen Generalverſamm⸗ 
lung darüber Bericht zu erſtatten hat. Nach Erledigung etwaiger Be⸗ 
denken ertheilt die Verſammlung Decharge. 5 

d) Sie beſtimmt die Hoͤhe des normalen Bahngeldes (F. 14.) vorbehaltlich 
ee des Miniſteriums fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche 

rbeiten. 

e) Alle Vereinbarungen mit der Gewerkſchaft der Zeche Sellerbeck hin⸗ 
ſichtlich der Hoͤhe der an dieſelbe zu entrichtenden Bahnſteuer (F. 14.) 
beduͤrfen ihrer Genehmigung. 

1) Sie beſtimmt unter den in H. 18. b. angegebenen Beſchraͤnkungen die 
Hoͤhe der zum Reſervefonds abzufuͤhrenden Summen, ſowie der zu ver⸗ 
theilenden Dividende (H. 19.). 

8) 1115 entſcheidet nach H. 7. uͤber die etwaige Kontrahirung von An⸗ 


eihen. 

h) Sie entſcheidet nach erfolgter Vollendung der Bahn uͤber jeden An⸗ 
und Verkauf von Immobilien und uͤber jede außergewoͤhnliche Aus⸗ 
gabe, die den Betrag von Eintauſend Thaler uͤberſchreitet. 

i) Sie beſchließt uͤber Anträge auf Abänderung der Statuten. 

k) Sie beſchließt nach F. 35. uͤber die etwaige Aufloͤſung der Geſellſchaft. 

J) Sie beſchließt über alle von der Direktion eingebrachten Antraͤge. 


Titel VI. 
Verſchiedene Beſtimmungen. 
| $. 33. 
Alle Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen werden 


durch Schiedsrichter entſchieden und dieſelben, wenn die Parteien ſich nicht uͤber 
(Nr. 3970.) ihre 


’ 


ee 


ihre Wahl einigen koͤnnen, durch das Königliche Eiſenbahn⸗Kommiſſariat in 
Coͤln ernannt. ö i 


H. 34. 


Die in dieſen Statuten vorgeſchriebenen oder vorgefehenen. öffentlichen 
Bekanntmachungen find genügend in nu auf die dabei betheiligten Per⸗ 
ſonen erlaſſen, wenn ſie einmal in der Coͤlniſchen und in der Rhein⸗ und 
Ruhrzeitung erſchienen ſind. 


Beim Eingehen eines der vorgenannten Blaͤtter tritt die Elberfelder 
Zeitung proviſoriſch an deſſen Stelle, bis die naͤchſte Generalverſammlung mit 
Genehmigung des Königlichen Minifterii fir Handel, Gewerbe und oͤffentliche 
Arbeiten uͤber die Wahl eines anderen Blattes Beſchluß gefaßt hat. 

3 

Mit Ausnahme der in H. 28. des Geſetzes vom 9. November 1843. vor⸗ 
geſehenen Faͤllen erfolgt eine Aufloͤſung der Geſellſchaft nur dann, wenn in 
einer Generalverſammlung, die unter Beobachtung der in HH. 26 — 28. vorge⸗ 
ſchriebenen Formen zuſammenberufen worden iſt, drei Viertel der vertretenen 
Stimmen ſich dafuͤr ausſprechen, und dieſer Beſchluß die landesherrliche Ge⸗ 
nehmigung erhalten hat. Für dieſe Abſtimmung tritt das durch $. 30. feſtge⸗ 
ſetzte Stimmenverhaͤltniß außer Kraft, und fuͤhrt vielmehr jede in der Gene⸗ 
ralverſammlung vertretene Aktie Eine Stimme. 


Die Auflöfung erfolgt dann nach der Beſtimmung des H. 29. des Ge- 
ſetzes vom 9. November 1843. 


Titel. VII. 
Verhältniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 
H. 36. 


Außer denjenigen Fällen, in welchen nach den beſonderen Beſtimmungen 

egenwaͤrtigen Statüts die Ausführung der Beſchlüſſe der Direktion oder der 

Genaatekhnnnlang von der vorhergaͤngigen Genehmigung der Staatsregie⸗ 
rung abhaͤngig gemacht iſt, werden derſelben folgende Rechte vorbehalten: 


a) Es bedarf ihrer Genehmigung, wenn die Geſellſchaft den Transportbe⸗ 
trieb auf der Bahn fuͤr eigene Rechnung uͤbernehmen oder wenn ſie die 
Pferdebahn in eine Lokomotivbahn umwandeln will. 

b) Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, den Anordnungen, welche wegen polizei⸗ 
licher Beaufſichtigung der bei dem Eiſenbahnbau beſchaͤftigten Arbeiter 
getroffen werden, puͤnktlich nachzukommen, auch die durch dieſe Anord⸗ 
nungen und durch Beſtellung des polizeilichen Auffichtsperſonals entſte⸗ 
henden Koſten zu tragen. N N 

c) Im 
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c) Im Falle der Unzulaͤnglichkeit der Beiträge der Arbeiter zu der bei dem 
Bau der Bahn in Gemaͤßheit des H. 21. der Verordnung vom 24. De⸗ 
zember 1846. eingerichteten Krankenkaſſe, hat die Geſellſchaft die erfor= 
derlichen Zuſchuͤſſe zu leiſten. ; 

Im Uebrigen beftimmen fich die Verhaͤltniſſe der Geſellſchaft zum Staate 
nach den Geſetzen vom 3. November 1838. und 9. November 1843., ſowie 
nach den in Folge derſelben ergangenen oder noch zu erlaſſenden geſetzlichen 
Beſtimmungen. 

Muͤlheim a. d. Ruhr, den 20. Januar 1854. 


Anlage A. zu H. 8. 


.. Stamm ⸗Aktie Litt. A. 
(Prioritaͤts-Stamm⸗Aktie Litt. B.) 
der 


Mülheim⸗Eſſener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft 
Mülheim a. d. Ruhr 


über 


100 Thaler Preuß. Kurant. 


Inhaber dieſer Stamm⸗Aktie Litt. ala. 
(Prioritaͤts⸗Stamm⸗Aktie Litt. B.)) „„ 
hat den Betrag von Einhundert Thaler Preuß. Kurant baar eingezahlt und 
nimmt im Verhaͤltniß dieſes Betrages Antheil an dem Vermoͤgen der Muͤlheim⸗ 
Eſſener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft und an dem auf die Stamm⸗Aktien Litt. A. 
(Prioritaͤts-Stamm-Aktien Litt. B.) fallenden Gewinn, ſowie überhaupt an 
allen Rechten und Verpflichtungen, welche das am 20. Januar 1854. vollzo⸗ 


. % cc ae een ea ee ea Allerhoͤchſt genehmigte Statut verleiht 
und auferlegt. f 
Muͤlheim a. d. Ruhr, den . | 
(Stempel) : 


Die Direktion der Mülheim⸗Eſſener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
(Auf der Ruͤckſeite werden die HH. 4. 7. bis 12. und 19. wörtlich abgedruckt.) 


(Fr. 3970-3974, An⸗ 
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Anlage B. zu H. 20. 


Mülheim⸗Eſſener Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


Dividendenſchein zur Stamm⸗Aktie Litt. A. % 
(Prioritaͤts-Stamm⸗Aktie Litt. B. M...... ) 


Gegen Ruͤckgabe dieſes Scheins zahlt die Kaffe der Mülheim = Effener 

Eiſenbahngeſellſchaft in Mülheim a. d. Ruhr an den Inhaber deſſelben den 
Betrag der nach Maaßgabe der H. 18. und 19. des Statuts vom 20. Januar 
1854. auf die oben bezeichnete Stamm⸗Aktie (Prioritaͤts-Stamm⸗Aktie) für das 
Jahr 18... entfallende Dividende. 


(Stempel) 
Die Direktion der Mülheim⸗Eſſener Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
Auf der Ruͤckſeite wird der H. 20. wörtlich abgedruckt.) 


(Nr. 3971.) Bekanntmachung über den Beitritt der Landgrafſchaſt Heſſen⸗Homburg zu dem 
Vertrage d. d. Gotha den 15. Juli 1851. wegen gegenſeitiger Verpflich⸗ 
tung zur Uebernahme der Auszuweiſenden. Vom 3. April 1854. 


E. wird hierdurch bekannt gemacht, daß dem Vertrage zwiſchen Preußen 
und mehreren anderen Deutſchen Regierungen wegen gegenſeitiger Verpflichtung 
ur Uebernahme der Auszuweiſenden vom 15. Juli 1851. (Geſetz-Sammlung 
Jahrgang 1851. S. 711. ff.) in Gemaͤßheit des H. 15. deſſelben 
die Landgraͤflich Heſſen⸗Homburgſche Regierung 
beigetreten iſt. 
Berlin, den 3. April 1854. 


Der Miniſterpräſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober » Hofbuchdruderet. 
(Rudolph Decker.) 


